
vom Gericht zu bestimmenden Betreuers muß erreicht 
werden, den Angeklagten zu regelmäßiger Arbeit und 
zur Versorgung seiner Familie anzuhalten“.
Es gibt ein Verhandlungsziel, das das Gesetz selbst 
bestimmt: Das Strafverfahren hat der gerechten An­
wendung des sozialistischen Strafrechts und damit dem 
Schutz der sozialistischen Staats- und Gesellschafts­
ordnung zu dienen und zu sichern, daß jeder Schuldige, 
aber kein Unschuldiger strafrechtlich zur Verantwor­
tung gezogen wird (§ 1 Abs. 1 StPO). Nur dieses Ziel 
kann im konkreten Verfahren Inhalt der Verhand­
lungskonzeption sein.
Dem Gesetz widerspricht es auch, wenn die im Wege 
von Konsultationen oder durch Betriebsbegehungen 
außerhalb der Hauptverhandlung erlangte Sachkunde 
der Gerichte ohne entsprechende gesetzlich zulässige 
Beweismittel für die Feststellung der strafrechtlichen 
Verantwortlichkeit verwendet wird.

Zur Ausgestaltung der Verhandlungskonzeptionen
Um den Inhalt einer Verhandlungskonzeption an einem 
konkreten Beispiel zu demonstrieren, soll von folgen­
dem Sachverhalt ausgegangen werden, der dem Urteil 
des Obersten Gerichts vom 2. Dezember 1970 — 5 Zst 
4/70 - (NJ 1971 S. 275; OGSt Bd. 12 S. 68) zugrunde lag: 
Der 18jährige Beschuldigte, der vom Arbeitskollektiv 
positiv eingeschätzt wurde, hatte gemeinsam mit zwei 
Kollegen auf einer Baustelle in einer Schule gearbeitet. 
Als sich etwa 10 bis 15 m von der Baustelle entfernt 
zwei Gruppen von Schülern gegenseitig mit Erdbrocken 
bewarfen, forderten die Arbeitskollegen des Beschul­
digten die Schüler mehrmals auf, den Bauplatz zu ver­
lassen. Die Schüler kamen dieser Aufforderung nicht 
nach. Daraufhin warf der Beschuldigte aus einer Ent­
fernung von etwa 10 bis 15 m Erdklumpen nach der 
einen Gruppe, um die Schüler zu vertreiben. Als der 
Beschuldigte zwei- oder dreimal geworfen hatte, be­
gannen die Schüler zurückzuwerfen. Nunmehr nahm 
der Beschuldigte einen etwa faustgroßen Erdklumpen 
und warf ihn in Richtung dieser Schüler. Während der 
Beschuldigte warf, lief der später getötete Schüler auf 
diese Gruppe zu. Der Erdklumpen traf ihn in der Ma­
gengegend, und er fiel zu Boden. Der Beschuldigte 
kümmerte sich sofort um ihn, brachte ihn zu einem 
Arzt und unterstützte diesen bei den Wiederbelebungs­
versuchen. Das hatte jedoch keinen Erfolg; der Schüler 
verstarb. Die Anklageschrift beurteilt das Verhalten 
des Beschuldigten als fahrlässige Tötung (§ 114 Abs. 1 
StGB).
In dem Sektionsprotokoll wurde der Wurf des Beschul­
digten als stumpfe Gewalteinwirkung erheblichen Gra­
des eingeschätzt und dargelegt, daß eine solche Gewalt­
einwirkung zu einer Erschütterung von Gefäßnerven 
mit schweren Störungen im Regulationsmechanismus 
des Gefäßapparates führen kann. Als Todesursache 
wurde Reflextod angegeben, der damit begründet wird, 
daß akute Blutstauungen in Leber und Niere, massive 
Blutstauungen in Lunge und Herz sowie im Gehirn 
festgestellt wurden. Der Tod wurde durch den Wurf 
des Beschuldigten verursacht.
In diesem Verfahren lagen u. a. folgende Beweismittel 
vor: die Zeugenaussagen von zwei Arbeitskollegen des 
Beschuldigten und von zwei Schülern, die Aussage 
eines weiteren Arbeitskollegen des Beschuldigten als 
Kollektivvertreter, das Gutachten eines Sachverständi­
gen, das Sektionsprotokoll und das Geständnis des Be­
schuldigten./?/
Beispiel einer Verhandlungskonzeption
1. Probleme der Sachaufklärung:
1.1. Hat der Angeklagte den Erdklumpen geworfen?

IV Die diesem Verfahren zugrunde liegende Beweislage ist 
hier vereinfacht dargestellt.

B e w e i s m i t t e l  :
Aussage des Arbeitskollegen des Angeklagten als 
Zeuge (Bl....)
Geständnis des Angeklagten (Bl. ...)
1.2. War der Wurf des Angeklagten ursächlich für den 
Tod des Schülers?
B e w e i s m i t t e l  :
Sektionsprotokoll (Bl. . . . )
Sachverständigengutachten (Bl. ...)
2. Rechtliche Probleme:
2.1. Welchen Straftatbestand hat der Angeklagte durch 
sein Handeln verwirklicht? (§§ 115, 117 StGB prüfen)
2.2. Was war von der Schuld des Angeklagten umfaßt? 
Lag hinsichtlich der tödlichen Folgen Fahrlässigkeit 
vor? Hat der Angeklagte durch seinen Wurf ihm oblie­
gende Rechtspflichten verletzt? (Einhaltung der Sicher­
heit und Ordnung auf der Baustelle — Gesundheits­
und Arbeitsschutz) Liegt eine bewußte Pflichtverlet­
zung durch den Angeklagten vor? (Nach dem vorlie­
genden Ermittlu'ngsergebnis ist das zu bejahen, da Hin­
weise in Arbeitsschutzbelehrungen, daß WTerfereien auf 
der Baustelle untersagt sind.) Hat der Angeklagte die 
tödlichen Folgen seines Wurfs voraussehen können?

B e w e i s m i t t e l  :
Aussage des Arbeitskollegen des Angeklagten als Zeuge 
(Bl. ...),
Aussage des Kollektivvertreters (Bl. ...),
Aussage des Angeklagten (Bl. ...).
2.3. Falls die Voraussehbarkeit der Folgen zu bejahen 
ist, dann Anwendung von § 117 StGB, da hinsichtlidi 
des Werfens Vorsatz gegeben ist; falls sie zu verneinen 
ist, Anwendung von § 115 StGB. (Notwendigkeit exak­
ter Prüfung der Frage, ob es für den Angeklagten vor­
aussehbar war, daß der aus 10 bis 15 m Entfernung 
geworfene faustgroße Klumpen von Mutterboden ge­
eignet war, den Tod des Schülers zu verursachen.)
B e w e i s m i t t e l  :
Aussage des Angeklagten (Bl. ...),
Sachverständigengutachten, nach dem der Eintritt eines 
Schocktodes beim Bauchschlag oder bei Schlägen gegen 
den Unterleib nicht außergewöhnlich ist (Bl. ...). 
Frage an Sachverständigen in der Hauptverhandlung: 
Sind medizinische Erkenntnisse dieser Art auch vom 
Wissen eines medizinischen Laien, wie es der Ange­
klagte ist, erfaßt?
3. Strafzumessungsprobleme:
3.1. Wie ist — wenn die Schuld des Angeklagten bewie­
sen wird — die Tatschwere zu beurteilen?
(Der Tod des Schülers kann nur in Betracht gezogen 
werden, wenn insoweit die strafrechtliche Verantwort­
lichkeit bewiesen wird; sonst ist als Folge lediglich der 
einmalige, momentane Schmerz des Geschädigten zu 
berücksichtigen.)
3.2. Welche Einstellung hat der Angeklagte zum Leben 
und zur Gesundheit anderer Bürger? (Wie verhält er 
sich im Kollektiv? Ist er bereits durch Roheitsdelikte 
in Erscheinung getreten?)
B e w e i s m i t t e l  :
Aussage des Kollektivvertreters (Bl. ...)
(Hinweis an Kollektivvertreter, sich auf die Fragen zu 
Ziff. 3.2. vorzubereiten)
3.3. Was hat der Angeklagte zur Abwendung der Fol­
gen getan?
B e w e i s m i t t e l  :
Aussage des Arztes, der den Schüler behandelt hat, 
als Zeuge (Bl. ...)
4. Auswertung des Verfahrens: 
im Arbeitskollektiv
in der Schule.
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